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SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS 
DÁMASO RUIZ-JARABO COLOMER 

vom 24. Oktober 1996 * 

1. In der vorliegenden Rechtssache hat der 
Gerichtshof über die von der Kommission 
am 22. März 1996 eingereichte Klage zu ent­
scheiden, mit der gemäß Artikel 169 
EG-Vertrag die Feststellung begehrt wird, 
daß die Griechische Republik gegen ihre 
Verpflichtungen aus dem Vertrag sowie aus 
Artikel 20 Absatz 1 der Richtlinie 
92/118/EWG 1 und aus Artikel 2 Absatz 1 
der Richtlinie 93/52/EWG 2 verstoßen hat, 
indem sie nicht innerhalb der vorgeschriebe­
nen Frist die erforderlichen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften erlassen hat. 

2. Nach den genannten Vorschriften waren 
die Mitgliedstaaten verpflichtet, die erforder­
lichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
zu erlassen, um diesen Richtlinien vor dem 1. 
Januar 1994 nachzukommen, und die Kom­
mission hiervon in Kenntnis zu setzen. 

3. Da die Kommission am 1. Januar 1994 
keine Information über die Anpassung des 
innerstaatlichen Rechts an die genannten 
Richtlinien erhalten hatte, richtete sie am 10. 
Februar 1994 ein Aufforderungsschreiben an 
die griechische Regierung, in dem sie auf die­
sen Informationsmangel hinwies, der Regie­
rung vorwarf, gegen die Verpflichtungen aus 
dem Vertrag und den genannten Richtlinien 
verstoßen zu haben, und ihr eine Frist von 
zwei Monaten zur Stellungnahme setzte. 

4. Nachdem sie hierauf innerhalb der gesetz­
ten Frist keine Antwort von der griechischen 
Regierung erhalten hatte, erließ die Kommis­
sion am 21. September 1994 eine mit Grün­
den versehene Stellungnahme, in der sie fest­
stellte, nach den ihr vorliegenden 
Informationen habe die Griechische Repu­
blik weder ihr innerstaatliches Recht an die 
genannten Richtlinien angepaßt noch der 
Kommission irgendeine diesbezügliche Mit­
teilung zukommen lassen; dies stelle eine 
Vertragsverletzung dar, so daß sie die Grie­
chische Republik auffordere, die erforderli­
chen Maßnahmen zu ergreifen, um die 
Richtlinien innerhalb von zwei Monaten 
durchzuführen. 

5. Da der Kommission mehr als ein Jahr 
später keine Information darüber vorlag, ob 
die Griechische Republik eine der genannten 
Richtlinien durchgeführt hatte, erhob sie die 

* Originalsprache: Spanisch. 
1 — Richtlinie 92/118/EWG des Rates vom 17. Dezember 1992 

über die tierseuchenrechtlichen und gesundheitlichen Bedin­
gungen für den Handel mit Erzeugnissen tierischen 
Ursprungs in der Gemeinschaft sowie für ihre Einfuhr in die 
Gemeinschaft, soweit sie diesbezüglich nicht den spezifi­
schen Gcmeinschaftsregelungen nach Anhang A Kapitel I 
der Richtlinie 89/662/EWG und — in bezug auf Krankheits­
erreger — der Richtlinie 90/425/EWG unterliegen (ABl. 
1993, L 62, S. 49). 

2 — Richtlinie 93/52/EWG des Rates vom 24. Juni 1993 zur 
Änderung der Richtlinie 89/556/EWG über viehseuchen-
rcchtliche Fragen beim innergemeinschaftlichen Handel mit 
Embryonen von Hausrindern und bei ihrer Einfuhr aus 
Drittländern (ABl. L 175, S. 21). 
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vorliegende Klage, die am 22. März 1996 bei 
der Kanzlei des Gerichtshofes einging. 

6. In ihrer Klagebeantwortung stellt die grie­
chische Regierung die ihr vorgeworfene 
Vertragsverletzung nicht in Abrede, sondern 
verweist lediglich auf das Vorliegen von zwei 
Entwürfen von Präsidialdekreten, die dem 
Landwirtschaftsminister zur Unterschrift 
vorlägen und das nationale Recht an die 
Richtlinien anpaßten. 

7. Aus der Klagebeantwortung der griechi­
schen Regierung geht klar hervor, daß die 
Griechische Republik im Zeitpunkt der Kla­
geerhebung durch die Kommission nicht die 
erforderlichen Maßnahmen ergriffen hatte, 
um diese Richtlinien in ihr nationales Recht 
umzusetzen, obwohl die Frist hierfür am 1. 
Januar 1994 abgelaufen war. 

8. Der Klage ist daher stattzugeben, und 
gemäß Artikel 69 § 2 der Verfahrensordnung 
sind dem beklagten Mitgliedstaat die Kosten 
aufzuerlegen. 

9. Ich schlage dem Gerichtshof daher vor, 

1) festzustellen, daß die Griechische Republik gegen ihre Verpflichtungen aus 
dem Vertrag sowie aus Artikel 20 Absatz 1 der Richtlinie 92/118/EWG und 
aus Artikel 2 Absatz 1 der Richtlinie 93/52/EWG verstoßen hat, indem sie 
nicht innerhalb der vorgeschriebenen Frist die erforderlichen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften erlassen hat, 

2) der Griechischen Republik die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. 
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